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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/4567 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. Juli 1992 zur Änderung des 
Abkommens vom 4. Oktober 1954 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 


A. Problem 

Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
vom 4. Oktober 1954 entspricht nicht mehr in allen Teilen dem 
gegenwärtigen Stand der deutsch-österreichischen Wirtschaftsbe- 
ziehungen und dem Steuerrecht beider Staaten. Dies gilt insbeson- 
dere für die Besteuerung der Dividenden. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs, der auf die Ratifizierung des 
Abkommens vom 8. Juli 1992 zielt, dessen Kernstück eine Neure- 
gelung der Dividendenbesteuerung bildet. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppen der 
PDS/Linke Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Das Abkommen führt im Bereich der Dividendenbesteuerung 
durch die Senkung des Kapitalertragsteuersatzes zu Steuerminder- 
einnahmen in einer Größenordnung von jährlich rund 30 Mio. 
DM. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/4567 — unverändert anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 29. September 1993 

Der Finanzausschuß 
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Hans H. Gattermann 

Vorsitzender 


Claus Jäger 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Claus Jäger 


I. Der Gesetzentwurf — Drucksache 12/4567 — 
wurde in der 152. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 22. April 1993 zur federführenden Bera- 
tung an den Finanzausschuß und zur Mitberatung 
an den Auswärtigen Ausschuß sowie zur Beratung 
gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß über- 
wiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage am 
12. Mai 1993 beraten. Der federführende Finanz- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf am 29. Septem- 
ber 1993 behandelt. 

II. Mit dem Gesetzentwurf soll das Abkommen vom 
8. Juli 1992 die für seine Ratifikation erforderliche 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
erlangen. Das neue Abkommen paßt die deutsch- 
österreichischen Steuerbeziehungen an die ver- 
änderten Verhältnisse, die sich durch die deut- 
sche Körperschaftsteuer-Tarifreform aus dem 
Jahre 1990 sowie die neuere Entwicklung in der 
Europäischen Gemeinschaft bei der Untemeh- 
mensbesteuemng ergeben haben, an. Kernstück 
des Änderungsabkommens ist die Neuregelung 
der Dividendenbesteuerung. Durch sie wird 
Österreich in diesem Bereich den EG-Staaten 


gleichgestellt. Neugeordnet werden darüber hin- 
aus Einzelfragen, wie die Besteuerung von Zinsen 
aus dinglich gesicherten Forderungen und die 
Verhinderung von ungerechtfertigten Steuervor- 
teilen. Die Änderungen erfolgen im Vorgriff auf 
eine geplante Gesamtrevision des Abkommens. 

III. Der Bundesrat hat keine Einwendungen gegen 
den Gesetzentwurf erhoben. 

IV. Der mitberatende Auswärtige Ausschuß hat ein- 
stimmig Zustimmung zu dem G ese tzentwurf emp- 
fohlen. Über das Ergebnis der Beratung nach 
§ 96 GO wird der Haushalts ausschuß gesondert 
berichten. 

V. Ausschußempfehlung 

Auch der federführende Finanzausschuß hat sich 
die dem Gesetzentwurf zugrundeliegenden In- 
tentionen der Bundesregierung zu eigen ge- 
macht. Er empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs. Die Gruppen der PDS/Linke 
Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN waren bei 
der Beratung der Vorlage im Ausschuß nicht 
anwesend. 


Bonn, den 29. September 1993 


Claus Jäger 

Berichterstatter 
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